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NACHRICHTEN

Regierung will Rechte
von Bauherren stärken
Berlin. Die Bundesregierung will
die Rechte von Häuslebauern ge-
genüber Bauunternehmen stär-
ken: Firmen sollen verpflichtend
Baubeschreibungen aushändigen
und verbindliche Angaben zur
Zeit der Fertigstellung machen
müssen. Und Verbraucher sollen
Bauverträge binnen 14 Tagen wi-
derrufen können. Das Bundes-
ministerium für Justiz und Ver-
braucherschutz von Minister Hei-
ko Maas (SPD) verschickte am
Donnerstag einen Referenten-
entwurf des geplanten Gesetzes
an Länder und Verbände. Auch
Handwerker soll das Gesetz bes-
serstellen – sie sollen künftig bei
unverschuldeten Mängeln nicht
auf den Folgekosten sitzenblei-
ben. Das Gesetz könnte nach ei-
ner Übergangsfrist Anfang 2017
in Kraft treten. AFP/nd

Zahl der Erwerbstätigen
steigt auf Rekordhoch
Nürnberg. Im kommenden Jahr
könnte die Zahl der Erwerbstäti-
gen so hoch liegen wie nie zuvor.
Sie werde um rund 250 000 Men-
schen auf insgesamt 43,16 Milli-
onen ansteigen, geht aus einer am
Donnerstag in Nürnberg veröf-
fentlichten Prognose des Instituts
für Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung (IAB) der Bundesagentur
für Arbeit hervor. Ein Plus wird es
demnach auch bei der sozialver-
sicherungspflichtigen Beschäfti-
gung und dem Erwerbspersonen-
potenzial geben. Gleichzeitig
rechnet das IAB für 2016 mit ei-
nem Anstieg der Arbeitslosigkeit
um rund 70 000 auf 2,87 Millio-
nenMenschen. Grund dafür sei die
große Anzahl der Flüchtlinge, die
in die Bundesrepublik kämen – das
Institut rechnet mit einer Million
im kommenden Jahr. AFP/nd

Wirtschaftskraft im
Osten wächst langsamer
Magdeburg. Die Wirtschaft ist im
ersten Halbjahr 2015 in Ost-
deutschland langsamer gewach-
sen als im Westen. An der Spitze
eines Ländervergleichs steht Ba-
den-Württemberg, Schlusslicht ist
Sachsen-Anhalt. Dies teilte der Ar-
beitskreis Volkswirtschaftliche Ge-
samtrechnungen der Länder am
Donnerstag mit. Das Bruttoin-
landsprodukt der elf alten Bun-
desländer legte von Januar bis En-
de Juni im Vergleich zum Vorjah-
reszeitraum preisbereinigt um 1,5
Prozent zu. Die fünf neuen Länder
(ohne Berlin) kamen dagegen nur
auf 1,1 Prozent Wachstum. Bereits
2013 und 2014 war die Schere
zwischen Ost und West beim Wirt-
schaftswachstum wieder ausei-
nandergegangen. dpa/nd

Drei von zehn Vätern
beziehen Elterngeld
Wiesbaden. Jeder dritte Vater,
dessen Kind im Jahr 2013 gebo-
ren wurde, hat nach der Geburt
Elterngeld erhalten. Mütter be-
zogen fast alle (96 Prozent) die
staatliche Unterstützung, wie das
Statistische Bundesamt am Don-
nerstag in Wiesbaden mitteilte.
Im bundesweiten Durchschnitt
erhielt ein Vater 1243 Euro im
Monat. Bei Müttern beträgt die
Summe durchschnittlich 887 Eu-
ro. Die Höhe des Elterngeldes ist
abhängig vom bisherigen Er-
werbseinkommen des Empfän-
gers. Sie liegt bei mindestens 300
Euro und höchstens 1800 Euro
monatlich. epd/nd

Protest ohne Konzerne
Umweltaktivistin Ute Bertrand über Einflussnahme von Firmen auf Bürgerinitiativen und Strategien dagegen

Die Bürgerbewegung »Pro Lausitzer
Braunkohle« setzt sich für den Wei-
terbetrieb von Braunkohlekraft-
werken ein. In der strukturschwa-
chen Region hängen viele Jobs vom
Bergbau ab, Anwohner fürchten um
ihre Existenz. Ist die Initiative eine
PR-Aktion der Braunkohleindustrie,
getarnt als zivilgesellschaftliches
Engagement, wie Sie es schreiben?
Es ist legitim, wenn sich Betroffene für
Ihre Belange einsetzen. Wir proble-
matisieren, wenn Unternehmen Bür-
gerbewegungen erzeugen oder simu-
lieren. Es ist schwierig, genau zu re-
cherchieren, wer hinter solchen Initi-
ativen steckt. In diesem Fall sind ver-
schiedene Unternehmen, etwa Vat-
tenfall, direkte Partner. Im Rheinland
gibt es eine ähnlich argumentierende
und auftretende Initiative, die von
RWE unterstützt wird. Es ist aber
schwer zu beweisen, welcher Akteur
wie viel Einfluss ausübt und woher
Spenden kommen. Es geht uns auch
nicht darum, Initiativen als »die Bö-
sen« darzustellen. Durch unsere Re-
cherchearbeit wollen wir sowohl
Menschen ermutigen, genauer hin-
zuschauen und dahinter liegende In-
teressen zu erkennen als auch allge-
mein für mehr Transparenz werben.

Unterscheiden Sie dabei zwischen
Initiativen, deren Ziele sich mit den
Interessen von Unternehmen über-
schneiden und solchen, die von
Konzernen gesponsert werden?
Die Übergänge sind bei diesen Pro-
Kampagnen fließend.DieGrenzen, an
denen privates und bürgerschaftli-
ches Engagement aufhört und un-
ternehmerisches Interesse anfängt,
verschwimmen. In unserer Analyse
versuchen wir, so genau wie möglich
zu differenzieren. Auch, um die ver-
schiedenen Nuancen zu erkennen. So
gibt es beispielsweise auch PR-Fir-
men, die Bürgerbewegungen regel-
recht faken. Dieses taktische Spiel gilt
es zu durchschauen.

Es besteht die Gefahr, dass Bürger-
initiativen als Konzernhandlanger
abgestempelt werden. Erfährt man
beim Kongressworkshop »Gras-
wurzel oder Kunstrasen? – Wie man
angebliche Bürgerinitiativen ent-
tarnt«, wo man die Trennlinien zie-
hen muss?

Es wird vor allem um Rechercheme-
thoden gehen und darum, wie die Ak-
teure hinter den Kulissen etwaiger
Kampagnen enttarnt werden kön-
nen. Ein Journalist wird seine Erfah-
rungen auf diesem Gebiet vorstellen.
Schaut man sich die Websites vieler
Initiativen an, ist auf den ersten Blick
überhaupt nicht ersichtlich, wer ei-
gentlich dahinter steckt. Hier sind
schon einige Fähigkeiten vonnöten.

Ein Schwerpunkt des Kongresses
sind Onlinepetitionen. Können die-
se instrumentalisiert werden?
Allerdings. Das Internet und speziell
soziale Medien bieten Unternehmen
und PR-Firmen ganz neue Möglich-
keiten, die öffentliche Meinung zu be-
einflussen. Das reicht von Onlinepe-

titionen bis hin zu gekauften Freun-
den bei Facebook. Eine ganze Bran-
che von PR-Unternehmen beschäftigt
sich mit sozialen Netzwerken und de-
ren Nutzung.

Auf dem Kongress sollen Strategien
gegen das Protestmanagement von

Konzernen formuliert werden. Wie
könnten diese aussehen?
An erster Stelle steht die Schaffung
von Problembewusstsein und Trans-
parenz. Wir wollen bekannter ma-
chen, welche Projekte, z.B. Daten-
banken zu PR-Kampagnen, Sponso-
ring und Lobbyismus, es bereits gibt

und wie sie unterstützt werden kön-
nen. So können Informationen über
die Einflussnahme von Unternehmen
auf Initiativen allgemein zugänglich
gemacht werden. Für uns ist ent-
scheidend: Wo Bürgerinitiative drauf
steht, muss auch Bürgerinitiative drin
sein.

Spitzeln im Auftrag der Multis
Konzerne setzen vermehrt private Ermittler ein, um Aktivisten zu überwachen

Über die Schnüffelei von Sicher-
heitsfirmen in linken Bewegungen
ist in Deutschland wenig bekannt.
Die Zahl eingesetzter Spitzel könn-
te jene der Polizei übertreffen.

Von Matthias Monroy

Reihenweise werden derzeit Spitzel
in linken Zusammenhängen ent-
tarnt. Ende 2010 flog der britische
Polizist Mark Kennedy auf, der im
Auftrag der Metropolitan Police in
Europa und in den USA die Klima-
bewegung infiltriert hatte. Kurz da-
rauf entdeckten Aktivisten aus Hei-
delberg, dass ihr vermeintlicher Stu-
dienfreund Simon Bromma als ver-
deckter Ermittler unterwegs war. Im
Sommer flog in Hamburg die Poli-
zistinMaria Böhmichen auf, die in der
»Roten Flora« spioniert hatte.
Soweit bekannt, arbeiteten die

verdeckten Ermittler für Landeskri-
minalämter. Das gilt auch für min-
destens zwei Missionen Kennedys in
Deutschland. Seine Biografie ver-
weist aber auf enge Bindungen zu
privaten Sicherheitsfirmen, die ihr
Geld mit der Unterwanderung linker
Bewegungen verdienen. Kennedys

letzte Mission galt der Besetzung des
KohlekraftwerksRatcliffe-on-Soar bei
Nottingham. Es wird vom Energie-
multi E.on betrieben.
Während und nach seiner Zeit als

Polizist hatte Kennedy Beziehungen
zur britischen Sicherheitsfirma Glo-
bal Open, die mit Fähigkeiten in den
Bereichen »Tierrechte, Umweltan-
gelegenheiten, Korporatismus, Anti-
Globalisierung« wirbt. Global Open
war von E.on mit dem Ausspähen der
Klimabewegung in Großbritannien
beauftragt. Der Konzern hat seinen
Sitz in Düsseldorf, es ist also denk-
bar, dass Kennedy auch deutsche Kli-
maaktivisten ausforschen sollte. Mit
der britischen Vericola beauftragte
E.on eine weitere Firma mit der Un-
terwanderung der Klimabewegung.
Vericola bietet »Risikomanagement«
für Kunden, die »potentielle Gefah-
ren« für ihre Geschäfte befürchten.
Ein früherer britischer verdeckter

Ermittler erklärte dem Sender BBC,
dass sich viele private Spitzel in der
Klimabewegung tummelten. Polizei-
angehörige erzählten dem »Guardi-
an«, dass Firmen mehr Ermittler in
den Bewegungen führten als die Po-
lizei. Die niederländische Aktivistin

und Autorin Eveline Lubbers hat in
ihrem Buch »Secret Manoeuvres in
the Dark« Fälle zusammengetragen,
in denen Konzerne mit Spionage auf
Proteste und Kampagnen reagieren.
Sie beauftragen Mitarbeiter, die zu-
vor bei Polizei oder Geheimdiensten
beschäftigt waren. Mitunter erhalten
Firmen Informationen sogar direkt
von Sicherheitsbehörden.
Einer der spektakulärsten deut-

schen Fälle liegt 15 Jahre zurück. Da-
mals flog der vermeintliche Münch-
ner Dokumentarfilmer Manfred
Schlickenrieder auf. In seinen Fil-
men über radikale, militante und be-
waffnete linke Bewegungen hatte er
umfangreiches Material gesammelt,
das er an europäische Geheimdiens-
te weitergab. Aktivisten stießen spä-
ter auf eine »Honorar- und Spesen-
abrechnung in der Greenpeace-Re-
cherche«, die an die weltweit tätige
Beraterfirma Hakluyt in London ad-
ressiert war.
Ebenfalls weite Kreise zog der

Nestlé-Skandal, den das West-
schweizer Fernsehen 2008 öffentlich
machte. Der Nahrungsmittelkonzern
ließ eine Ortsgruppe des globalisie-
rungskritischen Netzwerks Attac im

Kanton Waadt von der Firma Secu-
ritas ausforschen. Eine Mitarbeiterin
trat der Attac-Arbeitsgruppe »Multis«
bei und besuchte Sitzungen auch in
Privatwohnungen. Wenig später
deckten die Redakteure auf, dass
Nestlé zwischen 2002 und 2005 eine
weitere Ermittlerin beauftragte. Kurz
darauf flog eine dritte Securitas-
Spionin auf, die etwa eine Antire-
pressionsgruppe zum G8-Gipfel von
Evian 2003 unterwanderte. Die Po-
lizei im Kanton wusste angeblich von
den geheimen Recherchen.
In nur wenigen Gerichtsverfahren

wurden die Sicherheitsfirmen ge-
zähmt: Attac konnte sich in der
Schweiz zwar nicht mit einem Straf-
verfahren durchsetzen, jedoch er-
hielten zwei Mitglieder im Zivilver-
fahren je 3000 Franken. Laut dem
Gericht hätten sich Nestlé und Secu-
ritas der »unerlaubten Infiltration«
schuldig gemacht und Persönlich-
keitsrechte der Kläger verletzt. Nun
verklagt eine britische Aktivistin Glo-
bal Open. Sie beschuldigt die Firma,
weil Kennedy als privater Ermittler
mit ihr eine sexuelle Beziehung be-
gonnen haben soll. Das Verfahren
steht noch am Anfang.

Ute Bertrand ist Journalistin und
Sprecherin der Umweltorganisation
Robin Wood. Der Verein ist Teil des
Organisatorenbündnisses des Kon-
gresses »Wenn Konzerne den Protest
managen«, der am Samstag in den
Räumen der Berliner Humboldt-
Universität stattfinden soll. Über PR-
Kampagnen unter dem Deckmantel
zivilgesellschaftlichen Protests und
von Konzernen gesponserte Bürger-
bewegungen sprach mit ihr Jérôme
Lombard.
Foto: Robin Wood

In der Lausitz wehren sich Bürger gegen die Abschaltung der Braunkohlebagger – mit Hilfe von Konzernen. Foto: dpa/Arno Burgi

Dämmstoffhersteller gehen getrennte Wege
Verband löst sich zum 1. Oktober auf / Bundesbauministerium bedauert künftig fehlenden Ansprechpartner

Organisch oder anorganisch, das
war die Frage. Da die Hersteller un-
terschiedlicher Gebäudedämm-
stoffe nicht mehr an einem Strang
ziehen, blieb nur die Trennung.

Von Nick Reimer

Paukenschlag in der Bauwirtschaft:
Nach internen Querelen löst sich der
Gesamtverband Dämmstoffindustrie
GDI auf. »Es stimmt: Ich bin ab 1. Ok-
tober mit der Liquidation beauf-
tragt«, erklärte GDI-Geschäftsführe-
rin Marianne Tritz gegenüber »neues
deutschland«. 94 Prozent aller in
Deutschland verbauten Dämmstoffe
wurden bislang von im Verband or-
ganisierten Firmen hergestellt, seit
1977 agierte er als Ansprechpartner
für die Politik. Damit ist jetzt völlig
überraschend Schluss.
»Es gibt seit geraumer Zeit Rei-

bungen zwischen den Herstellern or-
ganischer und anorganischer Dämm-

stoffe«, räumt GDI-Noch-Präsident
Klaus Franz ein. Man könnte die Kon-
fliktlinie auch zwischen »brennba-
ren« und »nicht brennbaren« Stoffen
ziehen: Nach Medienberichten über
brennendeHäuserfassaden hatten die
Hersteller anorganischer – also »nicht
brennbarer« Dämmstoffe – ein
schlechteres Image für ihre Produkte
gefürchtet und waren aus dem GDI
ausgetreten. Mineralwolldämmstoffe
dominierten den Markt mit einem
Anteil von über 50 Prozent.
Der »Fachverband Mineralwolle-

industrie« hatte dem GDI vorgewor-
fen, »in der aktuellen Konfiguration«
nicht in der Lage zu sein, angemessen
auf die Vorwürfe brennender Fassa-
den reagiert zu haben – und erklärte
seinen Austritt. Zwar waren nicht die
Baustoffe, sondern Verarbeitungs-
fehler die Ursache der Brände. Die
verbliebenen Hersteller organischer
Dämmstoffe aus Hartschaum oder Po-
lystyrol hatten daraufhin Sorge, als

»Häuserabfackler« durch den Ver-
band stigmatisiert zu werden.
Wohngebäude sind für 40 Prozent

des deutschen Energieverbrauchs und
ein Drittel des Treibhausgasausstoßes
verantwortlich. Zwei von drei Ge-

bäuden sind energetisch sanierungs-
bedürftig, weil sie vor der Einführung
der Wärmeschutzverordnung im Jahr
1977 errichtet wurden. Bund und
Länder hatten deshalb ein Programm
zur Energiesparförderung bei Gebäu-

den eigentlich schon beschlossen. Da-
nach sollten Hausbesitzer 10 bis 25
Prozent ihrer Kosten rückwirkend ab
Januar 2015 von der Steuer absetzen
können. Allerdings fehlte den Fach-
politikern die Unterstützung aus der
Industrie, im Februar wurde die ge-
plante Steuererleichterung durch den
Bundesrat gestoppt. Eine Sprecherin
des Bundesbauministeriums sagte zu
den aktuellen Entwicklungen: »Wir
bedauern die Auflösung, da nunmehr
eine größere Anzahl kleinerer Ver-
bände der Dämmstoffindustrie, die
baustoffbezogen arbeiten, die Nach-
folge des einen großen Verbandes an-
treten müssen.«
»Die Branche hat erklärt, dass sie

an einer Neuausrichtung arbeitet«,
sagte Tritz, die zwischen 2002 und
2005 Bundestagsabgeordnete der
Grünenwar. Franz, der seit 2010GDI-
Präsident ist und als Manager des
Rockwool-Konzernz zum »organi-
schen Teil« der Dämmstoffindustrie

gehört, erklärte, dass es besser sei,
»wenn zwei neue Dachverbände die
unterschiedlichen Interessen der
Wirtschaft vertreten«. Das allerdings
ist kaum zu erwarten. Bereits der bis-
herige Verband wurde nämlich eher
stiefmütterlich behandelt: Obwohl
die Branche 30 Millionen Kubikme-
ter Dämmstoffe im Jahr 2013 um-
setzte, stattete sie den GDI in Berlin
nur mit zwei Planstellen aus – Ge-
schäftsführerin Tritz und eine Refe-
rentin. Zum Jahresende verlieren nun
beide ihren Job. Trotzdem hatte der
Verband offenbar gute Arbeit geleis-
tet: Die Tageszeitung »Welt« sagte der
Dämmstoffindustrie gerade eine
»mächtige Lobby« und eine »giganti-
sche PR-Maschine« nach.
Franz hatte sich nach den internen

Verbandsquerelen übrigens gar nicht
wieder zur Wahl gestellt. Stattdessen
tritt er an diesem Wochenende für die
CDU im Rennen um das Amt des
Oberbürgermeisters in Bochum an.

»Es gibt seit geraumer
Zeit Reibungen
zwischen den
Herstellern organischer
und anorganischer
Dämmstoffe.«
Klaus Franz, GDI-Präsident
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